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Bonn, den 9. Juli 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats zur Verlängerung der Geltungs- 
dauer der Verordnung Nr. 3/63/EWG des Rats betreffend 
die Handelsbeziehungen zu den Staatshandelsländern in 
bezug auf bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 28. Juni 1965 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
sciiafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drudi: Buchdrudierci Peter Meier, 5201 ßuisdorf/Sicgburq 
Alleinvertrieb; Dr. Häns Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer 
Verordnung des Rats 

zur Verlängerung der Geltungsdauer der 
^Verordnung Nr. 3/63/EWG des Rats betreffend 
die Handelsbeziehungen zu den 
Staatshandelsländern in bezug auf 
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse 
(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTSGEMEIN- 
SCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinsdiaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über die schritt- 
weise Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Getreide insbesondere auf Artikel 21, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 20 des Rats über die schritt- 
weise Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Schweinefleisch ^), insbesondere auf Artikel 18, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 21 des Rats über die schritt- 
weise Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Eier ^), insbesondere auf Artikel 15, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats über die schritt- 
weise Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Geflügelfleisch insbesondere auf Artikel 15, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 13/64/EWG des Rats vom 
5. Februar 1964 über die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse ^), 
insbesondere auf Artikel 10, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 14/64/EWG vom 5. Februar 
1964 über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Rindfleisch ^), insbesondere auf Artikel 9, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 16/64/EWG des Rats vom 
5. Februar 1964 über die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Reis'), insbesondere auf Arti- 
kel 12, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 3/63/EWG des Rats betreffend 
die Handelsbeziehungen zu den Staatshandelsländern in bezug 
auf bestimmte Agrarerzeugnisse ®), 
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gestützt auf die Verordnung Nr. 107/64/EWG des Rats zur 
Verlängerung und Erweiterung des Geltungsbereichs der Ver- 
ordnung Nr. 3/63/EWG des Rats betreffend die Handelsbezie- 
hungen zu den Staatshandelsländern in bezug auf bestimmte 
Agrarerzeugnisse ^). 

Auf Vorschlag der Kommission 

in Erwägung nachstehender Gründe: Mit der Verordnung 
Nr. 3/63/EWG des Rats ist für bestimmte Erzeugnisse, die unter 
die mit den Verordnungen Nr. 19, 20, 21 und 22 geschaffenen 
Marktorganisationen fallen, eine vorläufige Handelsregelung 
gegenüber den Staatshandelsländern eingeführt worden. Die 
Gültigkeitsdauer dieser Regelung war bis zum 31. Dezember 
1965 verlängert und ihr Anwendungsbereich mit der Verord- 
nung Nr. 107/64/EWG des Rats auf die Erzeugnisse ausgedehnt 
worden, die unter die mit den Verordnungen Nr. 13/64/EWG, 
Nr. 14/64/EWG und Nr. 16/64/EWG eingeführten Marktorgani- 
sationen fallen. 

Diese Regelung gilt nur bis zum 31. Dezember 1965. Die Gründe, 
die zum Erlaß der Verordnung Nr. 3/63/EWG und Nr. 107/64/ 
EWG geführt haben, liegen auch weiterhin vor. Bis zum Ab- 
schluß der Arbeiten zur Einführung einer endgültigen Einfuhr- 
regelung für alle Erzeugnisse gegenüber den Staatshandels- 
ländern ist die mit den vorgenannten Verordnungen einge- 
führte vorläufige Regelung bis zum 31. Dezember 1966 aufrecht- 
zuerhalten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN : 

Artikel 1 

Die Geltungsdauer der Verordnung Nr. 3/63/EWG, die mit der 
Verordnung Nr. 107/64/EWG geändert wurde, wird bis zum 
31. Dezember 1966 verlängert. 

Artikel 2 

Artikel 7 Abs. 3 wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

„3. Auf Vorschlag der Kommission entscheidet der Rat späte- 
stens am 1. Juli 1966, welche Regelung ab 1. Januar 1967 auf 
die Erzeugnisse, die unter die in Artikel 1 genannten Verord- 
nungen fallen, gegenüber den Staatshandelsländern anzuwen- 
den ist."' 


Artikel 3 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und 
gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Brüssel, den Im Namen des Rats 

Der Präsident 


'} Amtsblatt Nr. 127 vom 7. August 1964, Seite 2137,64 
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Begründung 


1. Mit dem Dokument I/KOM(64) 55 endg. vom 26. Februar 
1964 hat die Kommission dem Rat einen Vorschlag für die 
beschleunigte Einführung einer Handelspolitik gegenüber 
den Staatshandelsländern vorgelegt. Dieser Vorschlag sieht 
unter anderem vor (Entschließungsentwurf Anlage 1): 

a) Erlaß von Vorschriften für die gemeinschaftliche Hand- 
habung der Einfuhrregelung; 

b) eine neue Entscheidung über die aus Staatshandelslän- 
dern eingeführten, unter die Agrarverordnungen fallen- 
den Erzeugnisse ab 1. Januar 1966. 

2. Der Ausschuß der Ständigen Vertreter hat am 31, März 1965 
seine Zustimmung dazu gegeben, daß die Kommission zu- 
sammen mit den Sachverständigen der Mitgliedstaaten die 
in dem obengenannten Dokument erwähnten Vorschläge 
ausarbeitet. Da diese Zustimmung jedoch erst kürzlich erteilt 
wurde, braucht die Kommission noch einige Zeit, um diese 
Vorschläge für die allgemeine Einfuhrregelung gegenüber 
den Staatshandelsiändern zu ergänzen. 

3. Unter diesen Voraussetzungen und wegen der besonderen 
Modalitäten des Handels mit diesen Drittländern ist es not- 
wendig, die Gültigkeitsdauer der mit der Verordnung 
Nr. 3/63/EWG eingeführten vorläufigen Einfuhrregelung für 
die unter die Ratsverordnungen Nr. 19, 20, 21, 13/64, 14/64 
und 16/64 fallenden Agrarerzeugnisse zu verlängern. Die 
Verordnung Nr. 3/63 wird am 31. Dezember 1965 ungültig. 
Da für die Einführung der späteren allgemeinen Einfuhrre- 
gelung gegenüber den Staatshandelsländern noch einige 
Zeit benötigt wird, ist die Geltungsdauer der Verordnung 
um ein Jahr, und zwar bis zum 31. Dezember 1966 zu ver- 
längern. 
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